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Nr. 638.

Reichskag.
Berlin, 12. März.

Die Spezialberatung des Etats für das Reichsamt des Jn-
nern wird im Ordinarium der Ausgaben fortgeſetzt.

Bei den Beſoldungen für die Direktoren und Vortragenden
Räte im Reichsamt des Jnnern berichtet der Referent der Bud-
getkommiſſion Abg. Graf Weſtarp (dkonſ.) über die Erörterung
welche ſich in der Kommiſſion an die Frage der Penſionierungen
geknüpft hat. Die Kommiſſion hat aus Anlaß eines beſtimmten
Falls die Angelegenheit generell durchgeſprochen und unter-
breitet dem Hauſe folgende Reſolution:

„Den Reichskanzler zu erſuchen, eine Novelle zum Beamten-
und Offiziers-Penſions-Geſetz vorzulegen, durch welche Efn-
kommen aus einer im Ruheſtande erfolgten Privatanſtellung
unter beſtimmten Vorausſetzungen auf das Ruhegehalt ange-
rechnet werden kann.“

Der Staatsſekretär habe das Verhalten des in Frage kom-
menden höheren Beamten auch ſeinerſeits nicht billigen kön-
nen. Gegen die Reſolution ſeien von den Vertretern der Zi-
vil- wie der Militärverwaltung verſchiedene Einwände erhoben
worden, die Mehrheit habe ſich aber dafür entſchieden.

Abg. Lieſching (Vp.): Wir halten die Reſolution durchaus
für nötig, weil es ſich hier nicht um einen Einzelfall handelt.
Der Fall, der den Beſchluß der Kommiſſion hervorgerufen hat,
iſt allerdings charakteriſtiſch; es handelt ſich um einen höheren
Reichsbeamten, der ſeine Penſionierung nachgeſucht hat, zum
1. April mit 10 000 A Penſion aus dem Reichsdienſt ſcheiden
und alsbald in eine private Stellung übertreten wird, die ihm
40 000 A jährliches Einkommen abwirft. Dieſer Sachverhalt
hat in der Kommiſſion allgemeine Mißbilligung gefunden. Wo-
her kommt es denn, daß die Privatgeſellſchaften ſo großen
Wert darauf legen, daß penſionierte höhere Beamte, die alſo
nicht mehr die volle Arbeitskraft beſitzen, in die leitenden Stellen
dieſer Geſellſchaften eintreten? Haben ſie vor der Weisheit der
höheren Beamten einen ſo unbegrenzten Reſpekt? Es wird
wohl anders liegen; man wird annehmen, die penſionierte Be-
amte hat noch viele Beziehungen zur Regierung, und daneben
beſteht der noch viel ſchlimmere Verdacht, daß man hofft, der
Beamte werde ſeine im Amte erworbenen Beziehungen nach
der ſachlichen und perſönlichen Seite hin zugunſten der Geſell-
ſchaft ausnutzen.

Abg. Erzberger (Zentr.): Die Penſionslaſt für Beamte und
Offiziere beträgt über 200 Millionen A. Das deutſche Volk
trägt dieſe Laſt gern, aber ſein Unwille regt ſich, wenn 500 000

an ſolche gezahlt werden, die eine Penſionierung nicht ver-
dienen. Gewiß handelt es ſich hier um eine Gelegenheits-Re-
ſolution, inſofern das Reichsamt des Jnnern in Betracht kommt
s iſt aber keine Gelegenheits-Reſolution, ſofern es ſich um das
große Ganze handelt. Die große Maſſe der Privatangeſtellten
wird nicht ſo gut behandelt wie die Reichs- und Staatsbeamten.
Der Durchſchnitt hat nur ein Jahreseinkommen von 1800 A.
Es iſt alſo nicht richtig, daß Reich und Staat und Gemeinde
weniger bezahlen als die Privatunternehmungen. Viele Be-
amte der A. E. G., die ſtudiert haben, beziehen Monatsgehälter
von 125 bis 150 A. Wir können dem Reichskanzler ruhig
die Entſcheidung überlaſſen, ob der penſionierte Beamte eine
Privatſtellung anzunehmen hat oder nicht. Man kann von der
Regelung auch die Fälle ausſcheiden, wo es ſich um Beamte
handelt, die über 65 Jahre alt ſind. Der von Württemberg
eingeſchlagene Weg, daß der penſionierte Beamte wieder ein-
berufen werden kann, iſt für uns kaum gangbar, es iſt wohl
auch von dieſer Beſtimmung Gebrauch gemacht worden. Jch
halte vielmehr nur den Weg gangbar, den die Kommiſſion vor-
geſchlagen hat.

Abg. Dr. Südekum (Soz.): Wir werden die Reſolution auch
im Plenum unterſtützen, obwohl wir uns der Schwierigkeit der
Durchführung derſelben bewußt ſind. Schwierig iſt z. B. die
Definition des Begriffs „Privatbeamter“. Der Fall des Prä-
ſidenten van der Borght iſt noch nicht der ſchlimmſte. Viel
bedenklicher iſt aber die Penſionierung des Admirals Ahle-
feldt und des Admirals von Hollmann, der in den Aufſichtsrat
der A. E. G. eingetreten iſt, die für das Reich Geſchäfte macht.
Wenn ein Dezernent für das Kleinbahnweſen, wie Herr Micke,
in die Direktion der Großen Berliner Straßenbahn eintritt, ſo
iſt das nicht minder bedenklich. Viel bedenklicher aber ſind
ſolche Fälle wie der des Herrn von Jacobs, gegen den zweifel
los, wenn er nicht raſch in Penſion gegangen wäre, ein Diſzi-
plinarverfahren hätte eingeleitet werden müſſen.

Die Reſolution wird angenommen.

e

Freitag, den 15. März 1912.

Reichskag.

Berlin, 13. März.
Jm Reichstag kam die Ruhrſtreikinterpellation heute noch

nicht zur Verhandlung; auf Anfrage des Präſidenten erklärte
ſich der Staatsſekretär des Jnnern bereit, die Interpellation in
der Sitzung am Donnerstag zu beantworten.

Darauf wurde die zweite Leſugn des Etats des Reichsamts
des Jnnern (Spezialberatung) fortgeſetzt, nachdem zuvor noch
ein Nachtragsetat für 1911 wegen der Gehälter für die Be-
amten der künftigen Reichsverſicherungsanſtalt kurz erledigt
worden war. Zu einer längeren Debatte gab wieder einmal die
Frage der Bekämpfung der Maul und Klauenſeuche Anlaß.
Die Anſichten über die Zweckmäßigkeit und Wirkſamkeit der
bisher angewendeten Vorkehrungs- und Bekämpfungsmaß-
nahmen haben ſich anſcheinend ſehr geändert. Jm Reichstag
hat jedenfalls die Anſicht der Viehzüchter, daß mit den von
den Behörden angewendeten Sperrmaßregeln nicht allzuviel
ausgerichtet werden kann, weitere Verbreitung gefunden. Auch
hat die bisher günſtige Beurteilung des Reichsviehſeuchenge-
ſetzes einer ſtarken Skepſis Platz gemacht. Wenn auch viel-
leicht die Wirkſamkeit der in dieſem Geſetz feſtgelegten Maß-
regeln nicht bezweifelt wird, ſo ſind doch alle bürgerlichen
Parteien einig darin, daß das Geſetz auf die wirtſchaftlichen
und die Verkehrsintereſſen der betroffenen land wirtſchaftlichen
Bevölkerung zu wenig Rückſicht genommen habe und deshalb
mehr Schaden als Nutzen zu bringen drohe.

Jn dieſem Sinne ſprachen Mitglieder der nationalliberalen
Partei, der Volkspartei, des Zentrums und der konſervativen
Partei. Von dieſen Parteien wurden auch die Reſolutionen
lebhaft befürwortet, durch welche beträchtliche Staatsmittel ge-
fordert werden, die zu Stipendien und Prämien zur Erfor-
ſchung der Seuchen Verwendung zu finden hätten, durch welche
ferner Entſchädigungen bei polizeilich oder geſetzlich vorgeſchrie-
bener Abſchlachtung von Vieh verlangt werden und in welchen
endlich beantragt wird, daß beim Erlaß von Bundesratsverord-
nungen ſowie bei polizeilichen Maßnahmen, zu denen auch
Laieenkommiſſionen hinzuzuziehen wären, die Wirtſchafts und
Verkehrsintereſſen der ländlichen Bevölkerung mehr als bisher
zu berückſichtigen ſeien.

Von dieſer Kritik des Reichsviehſeuchengeſetzes ſchloſſen ſich
nur die Sozialdemokraten aus; im Namen dieſer Partei befür-
wortete Abg. Scheidemann eine Reſolution auf Einführung einer
obligatoriſchen Viehverſicherung.

Direktor v. Jonquieres vom Reichsamt des Jnnern nahm
ſogleich zu der Reſolution Stellung. Er erklärte die Wünſche
betreffs der Koſten- und Entſchädigungsfrage für unerfüllbar
und betonte, daß Aenderungen des Geſetzes, ſofern infolgedeſſen
Koſten zu Reich- oder Staatslaſten übernommen werden müß-
ten, nicht eintreten könnten. Jedoch ſagte der Vertreter des
Reichsamtes des Jnnern nach Möglichkeit Erleichterung zu,
ſprach ſich aber in der Hauptſache dahin aus, daß zunächſt
an der bisherigen Methode der ſtrengen Bekämpfung der Maul-
und Klauenſeuche feſtzuhalten ſei. Dieſe Methode iſt nicht
erfolglos geweſen: während im Oktober v. J. noch annähernd
35 000 Gehöfte verſeucht waren, iſt Ende Februar dieſes Jah-
res die Seuche nur noch auf etwa 4700 Gehöften feſtgeſtellt
worden.

Direktor Jonquieres teilte ſchließlich mit, daß der in Aus-
ſicht genommene Termin für das Jnkrafttreten des Reichsvieh-
ſeuchengeſetzes, 1. April 1912, leider nicht eingehalten werden
kann.

Nur ſcheinbarer Reichsfinanz-Ueberſchuß.

Merſeburg, 14. März.
Einen etwas ſehr gewundenen Artikel bringen die offiziöſen

„B. P. N.“, der aber ſo viel wenigſtens mit Deutlichkeit er-
kennen läßt, daß von Ueberſchüſſen in den Reichsfinanzen vor-
läufig keine Rede ſein kann. Der Artikel lautet:

Daß die Reichsfinanzen ſich in den letzten drei Jahren we-
ſentlich gebeſſert haben, iſt ſicher; die Behauptung aber, daß
bereits eine Ueberſchußwirtſchaft im Reiche Platz gegriffen hat,
iſt unrichtig. Jeder, der nicht bloß die Ueberſchüſſe der Jahre
1910 und 1911, ſondern auch die Etatsverhältniſſe in Betracht
zieht, wird davon überzeugt ſein. Gewiß hat das Rechnungs-
jahr 1910 einen Ueberſchuß von 118 Millionen M erbracht,
das Jahr 1911 wird mit einem noch größeren abſchließen.
Jedoch handelt es ſich bei dieſen Summen gar nicht um eigent-
liche Ueberſchüſſe. Solche würden dann vorhanden ſein, wenn
ſich in den Etats der betreffenden Jahre keine Defizits befun-

152. Jahrgang.

den hätten. Dieſe waren aber tatſächlich vorhanden; ſie be
ſtanden in den nichtwerbenden einmaligen Ausgaben, die, weil
in dem Ordinarium keine Deckungsmittel für ſie vorhanden
waren, auf' die Extraordinarien gebracht wurden. Wäre man
für 1910 und 1911 nach den beiſpielsweiſe in Preußen maß-
gebenden finanzpolitiſchen Grundſätzen verfahren, ſo hätte man
im Extraordinarium des erſteren Jahres mit einer Mehraus-
gabe von 158 Millionen A, in dem des letzteren mit einer ſol-
chen von 183 Millionen A rechnen müſſen. Da man aber zur
Beſtreitung dieſer Summen keine Deckung aus den fortlaufenden
Einnahmen hatte, ſo verwies man ſie auf das Extraordinarium
d. h. man verwandelte das offene in ein latentes Defizit. Wenn
im Jahre 1910 in der Rechnung ein Ueberſchuß von 118 Milli-
onen M zu verzeichnen war, ſo war alſo in Wirklichkeit noch
ein Defizit von 158 minus 118 Millionen oder von 40 Milli-
onen A vorhanden. Nun iſt es, was ſich in nächſter Zeit ent-
ſcheiden wird, möglich, daß der Rechnungsüberſchuß des Jahres
1911 die 183 Millionen M erreichen oder gar noch etwas über-
treffen wird. Jm letzteren Falle würde ein kleiner tatſächlicher
Ueberſchuß vorhanden ſein.

Man muß aber einmal bedenken, daß im Jahre 1911 ganz
außergewöhnliche Verhältniſſe vorlagen, und man wird ſich
weiter fragen, ob denn auf Ueberſchüſſe in der Höhe des Jahres
1911 auch für die Folge zu rechnen ſein könnte. Das iſt um ſo
weniger wahrſcheinlich, als für 1912 die Einnahmen aus Zöllen,
Steuern und Gebühren, die in der Hauptſache den Ueberſchuß
von 1911 gezeitigt hat, um nicht weniger als 80 Millionen M
im Etat heraufgeſetzt iſt. Das latente Defizit des Etats für
1912, wie es dem Reichstage vorliegt, ſtellt ſich aber trotzdem
noch auf 103 Millionen A. Vergegenwärtigt man ſich alle
dieſe Zahlen, ſo wird man zu der Anſicht, daß wirklich eine
Ueberſchußwirtſchaft im Reiche platzgegriffen habe, nicht kom-
men können.

Der Streik im Ruhrrevier
Eſſen, 13. März. Jn der Nachbargemeinde Buer wurde

heute nachmittag ein Arbeitswilliger von Streikenden beläſ-
tigt. Als die Gendarmerie dieſe zur Ruhe aufforderte, wurde
ſie mit Steinen beworfen und von 5--6 Perſonen angegriffen.
Die Beamten forderten mehrmals vergeblich zum Auseinander-
gehen auf; ſie waren ſchließlich gezwungen, von der Schuß-
waffe Gebrauch zu machen und töteten den Bergarbeiter Za-
polla. Dies iſt der zweite Tote in der Streikbewegung.

Herne, 13. März. Die Unruhen haben ſich heute nach-
mittag hier wiederholt. Jn der Neuen Straße wurde auf die
Schutzleute geſchoſſen, und auch dieſe machten von ihrer Schuß-
waffe Gebrauch. Ein 20jähriger Bergmann, Stanislaus Za-
remba wurde durch einen Schuß in den Oberſchenkel getroffen
und mußte ins Krankenhaus gebracht werden.

Hamm, 13. März. Auf der Zeche „Radbod“ iſt heute
nachmittag beim Schichtwechſel ein Krawall entſtanden. Gen-
darmen und Schutzleute wurden mit Steinen beworfen. Da-
rauf wurden Attacken geritten, und es wurde von der blanken
Waffe Gebrauch gemacht. 35 Streikende wurden verhaftet.

Köln, 13. März. Da der Schutz der Arbeitswilligen im
Ruhrbezirk unzureichend iſt, haben die Behörden angeordnet,
daß weitere Schutzmannſchaft und Gendarmen aus den größten
Städten der Rheinprovinz zum Schutze herangezogen werden
ſollen. Es gehen heute bereits weitere Mannſchaften aus Köln,
Aachen, Düſſeldorf uſw. ab. Einige Zechen gehen dazu über,
für eine ununterbrochene Förderung beſondere Prämien auszu-
ſetzen.

Eſſen, 13. März. Von den 316 283 Arbeitern, die heute
zu der von den meiſten Zechen an Stelle der drei Schichten
eingelegten einen Schicht anfahren ſollten, haben ſich 123 268
zur Einfahrt gemeldet. Es ſtreiken demnach 193 015 Arbeiter
oder rund 60,5 Prozent. Unter Zugrundelegung der ziffer-
mäßigen Nachweiſungen bei den einzelnen Revieren und unter
ſhätzungsweiſer Berückſichtigung der heutigen Nachmittags
und Nachtſchicht, für die nur noch etwas über 40 000 Bergleute
in Frage kommen und die heute nur noch auf wenigen Zeche
verfahren wird, ſowie der Ausſtändigen von Rheinpreußen iſt
die Geſamtzahl aller ſtreikenden Bergleute im Ruhrrevier auf
210 000 Mann oder faſt drei Fünftel der geſamten Bergar-
beiterſchaft von rund 360 000 Mann zu ſchätzen.

Herne, 13. März. Als heute morgen ein Schutzmanns-
kommando ſich nach der Zeche „Julia“ begab, um die Abſper-
rung vorzunehmen, wurden in der Rottkaſtraße die Beamten
von einer Gruppe Streikender mit Steinen beworfen. Außer-
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dem wurde aus dem Fenſter auf ſie geſchoſſen. Die Beamten
erwiderten das Feuer, dabei wurde ein 17jähriger Arbeiter
durch den Kopf geſchoſſen und getötet.

Eſſen, 13. März. Die Leitung des Gewerkvereins chriſt
licher Bergarbeiter macht in einer Erklärung auf die Gefahren
für die arbeitenden Bergleute im Streikgebiet aufmerkſam. Wenn
die Behörden nicht für ausreichenden Schutz ſorgen würden,
ſeien ſie für die kommenden ernſten Ereigniſſe verantwortlich.
Die Erklärung ſtützt ſich auf Klagen über Beläſtigungen aus
faſt allen Bezirken. Beſonders wird betont, daß die Beläſti-
gung enoft weniger durch ſtreikende Bergleute, als durch frem-
des Geſindel erfolgten. Offenſichtlich genüge der zur Verfügung
ſtehende Beamtenapparat nicht. Es herrſchten ſtellenweiſe
nicht die Behörden, ſondern der Pöbel.

Köln, 13. März. An die ſtreikenden Bergarbeiter ergeht
morgen laut „Rhein.-Weſtf. Z.“ die Mitteilung, daß ſie, falls

ſie bis ſpäteſtens Freitag die Arbeit nicht wieder aufgenommen
haben, aus der Belegſchaftsliſte geſtrichen werden.

Bochum, 13. März. Der Polizeipräſident hat eine Zwangs-
verfügung erlaſſen, wonach der Ausſchank von Branntwein und
Spirituoſen unterſagt wird. Gegen dieſe Verfügung hat der
Wirteverein telegraphiſch beim Regierungspräſidenten Be-
be erhoben und hat um Aufhebung der Verfügung ge-

eten.
Effen, 13. März. Das Krefelder HuſarenRegiment hat

Befehl erhalten, ſich bereit zu halten, jeden Moment in das
Streikgebiet abzugehen.

Duisburg, 13. März. Einige große niederrheiniſche Hüt-
tenwerke leiden ſchon unter Kohlenmangel. Betriebseinſchrän-
kung und Entlaſſung der Arbeiter ſind vorgeſehen. Jn Geſeke
haben zwei Zementfabriken den Betrieb geſchloſſen.

London, 13. März. Der Verband der Grubenarbeiter er-
klärte ſich bereit, mit den Grubenbeſitzern in Beratung zu treten,

um Einigung in den Streikforderungen zu erzielen.

Miniſterkonferenz in Berlin.
Köln, 13. März. Der „K. Z.“ wird aus Berlin gemeldet:

Am Donnerstag werden, wie ſchon amtlich bekannt gegeben
wurde, die Finanzminiſter der Bundesſtaaten zu einer Be-
ſprechung mit dem Reichskanzler zur endgültigen Feſtſetzung
der Wehr- und Deckungsvorlage in Berlin zuſammentreffen.
Sobald die Vorlage den Bundesrat paſſiert hat, wird ſie be-
kannt gegeben werden.

Ein Deutſcher in Marakeſch verwundet.
Paris, 13. März. Jm Verlaufe von Unruhen in Mara-

keſch und Umgegend wurden der deutſche Jngenieur Bertram
und ein Schweizer Reiſender verwundet. Wegen der Einzel-
heiten hat man ſich an den Konſul von Madzagan gewandt.
Jn den franzöſiſchen Blättern wird darauf hingewieſen, daß
unter den Stämmen Eiferſüchteleien herrſchen, unter welchen
die Eeuropäer ſchwer zu leiden haben.

Paris, 13. März. Die Ratifikationsurkunden zu dem aw
4. November 1911 abgeſchloſſenen deutſch- franzöſiſchen Abkom-
men betreffend Marokko und Aequatorialafrika ſind geſtern
mit Paris ausgetauſcht worden.

London, 13. März. Das neue engliſche Flottenbaupro-
gramm iſt geſtern veröffentlicht worden. Der Voranſchlag ſteht
insgeſamt mit 44 854 000 Pf. Sterling gegen 44 392 500 Pf
Sterling im laufenden Rechnungsjahr. Jm neuen Flottenpro-
gramm ſind an Schiffsneubauten vorgeſehen vier neue Panzer-
ſchiffe, acht leichte gepanzerte Kreuzer, 20 Torpedobootzerſtörer
und eine Anzahl von Unterſeebooten und Hilfsfahrzeugen. Der
Mannſchaftsbeſtand wird um 2000 Mann erhöht werden.

Italien und die Türkei.

Rom, 13. März. Die „Agenzia Stefani“ meldet aus Beng-
hafi vom 12. März: Die italieniſchen Truppen griffen heute
zwei Oaſen nordöſtlich von Fojat an, die vom Feinde tapfer
verteidigt wurden, und eroberten ſie. Der Feind wurde zur
Flucht gezwungen und mit dem Bajonett verfolgt. Er verlor
ſicherlich mehr als 1000 Tote, von denen 400 von den Jtalienern
aufgefunden wurden. Die Zahl ſeiner Verwundeten iſt noch
größer. Bei den Jtalienern fielen drei Offiziere und 26 Mann,
7 Offiziere und 55 Mann wurden verwundet.

Deutſches Reich.

Berlin, 13. März. (Hofnachrichten.) Die Kaiſerlichen Ma-
jeſtäten beſuchten heute die Vorſtellung der „Zauberflöte“ im
Opernhauſe.

Bromberg, 13. März. Die Spionageverhaftungen hier
und in Berlin betreffen einen kürzlich hier zugezogenen Mili-
täranwärter, der viel reiſte, und deſſen Frau durch vornehmes
Auftreten und große Geldausgaben auffiel. Das ihnen zur Laſt
gelegte Delikt betrifft die Beſchaffung von Feſtungsplänen.

Darmſtadt, 12. März. Jn der Zweiten heſſiſchen Kammer
ereignete ſich geſtern vormittag ein Zwiſchenfall. Nach einer
Rede des Abg. Dr. Fulda (Soz.), der den Miniſter des Jnnern
fortgeſetzt aufs ſchwerſte angriff und beleidigte, ohne vom Vize-
präſidenten Korell zur Ordnung gerufen zu werden, verließen
ſämtliche Regierungsvertreter das Haus. Nach längerer Ge-
ſchäftsordnungsdebatte wurde auf Antrag des Abg. Oſann be-
ſchloſſen, eine Pauſe eintreten zu laſſen, in der der Vorſtand
der Kammer mit der Regierung darüber verhandeln ſoll, auf
welcher Grundlage das Zuſammenarbeiten mit der Regierung
wieder ermöglicht werden könne. Nach etwa einſtündiger
Verhandlung des Vorſtandes der Zweiten Kammer mit der
Regierung und nach Beratungen der Fraktionsvorſtände er-
ſchienen die Regierungsvertreter wieder im Saale. Vizepräſi-
dent Korell ſtellte auf Grund des Stenogramms die wiederhol-
ten Beleidigungen des Abgeordneten Fulda feſt und erteilte ihm
zwei Ordnungsrufe. Darauf ſprach er im Namen des Geſamt-
vorſtandes der Kammer ſein Bedauern wegen des Zwiſchen-
falls aus. Sämtliche Vorſtände der bürgerlichen Fraktionen
gaben eine Erklärung ab, in der ſie ebenfalls den Vorfall be

dauerten. Miniſter des Jnnern v, Hombergk dankte den bür-
gerlichen Parteien und erklärte, nach dem beleidigenden Verhal-
ten des Abg. Fulda ſei es ihm unmöglich, ſich in Zukunft jemals
wieder mit ihm in eine Diskuſſion einzulaſſen oder ihm eine
Ankwort zu erteilen. Damit war der Zwiſchenfall erledigt.

Provinz und Umgegend.
Worbis, 13. März. Ein bedeutſamer Projekt iſt nun-

mehr ſeiner Verwirklichung nahe gerückt. Mit Hilfe der Kgl.
Generalkommiſſion in Merſeburg ſollen auf dem Eichsfelde,
in der Nähe von Worbis und Leinefelde, 10 Rentengüter, jedes
ca. 40 Morgen Land und Wieſe in größeren Plänen enthaltend
errichtet werden. Der Aufbau der Höfe ſoll ſchon in dieſem
Frühjahr und die Uebernahme im Herbſt 1912 erfolgen. Um
den Käufern den Erwerb eines ſolchen Rentengutes nach Mög-
lichkeit zu erleichtern, gewährt die Kgl. Rentenbank zu Magde-
burg 34 des Taxwertes des zu übernehmenden Gutes als Dar-
lehn. Dafür hat der Käufer eine Jahresrente von 4 Prozent
zu zahlen; von dieſen 4 Prozent wird Prozent zur Abzahlung
des Kapitals benutzt und dieſes dadurch in 6024 Jahren ge-
tilgt. Der nach der Taxe von der Rentenbank nicht beliehene
Teil des Kaufpreiſes wird durch eine freier Vereinbarung un-
terliegende Baranzahlung und, ſoweit erforderlich, durch eine
4Aprozentige Reſthypothek des Verkäufers gedeckt. Dieſe Reſt-
hypothek (Reſtrente) iſt ſeitens des Verkäufers 10 Jahre lang
unkündbar. Zum Erwerb eines Rentengutes von ca. 30—-50
Morgen ſind 8--12 000 M Vermögen erforderlich. An der
Stelle, wo die 10 kleinen Rentengüter errichtet werden, hat
in alter Zeit ein ſpäter untergegangenes Dorf geſtanden, das
jetzt ſeine Wiederauferſtehung feiert.

Raumburg, 13. März. Die Pfingſttagung des Köſener
S.-C.-Verbandes findet diesmal in der Stadt Naumburg a. d.
S. ſtatt. Die Gerüchte, daß die alten Herren des Korps den
Gedanken der Errichtung eines monumentalen Gedenkhauſes
in Köſen, wo mehr als 50 Jahre die Pfingſtfeiern ihre Stätte
hatten, aufgegeben haben, ſcheinen damit ihre Beſtätigung zu
finden. Man kann geſpannt ſein, wie ſich die weiteren Kreiſe
der Verbandsglieder zu dieſem Bruch mit dem alten Herkom-
men ſtellen werden.

Lokales.

Merſeburg, 14. März.
Flokten-Verein. Auf geſtern abend hatte der Flotteny

Verein zu einem Vortrage des bekannten Schutztrupplers Ma-
jor Langheld in die „Reichskrone“ eingeladen. Was vor eini-

gen Monaten der engagierte Hamburger Redner dadurch ge-
ſündigt hatte, daß er zum Vortrage einfach nicht erſchien und
die Mitglieder des Vereins vergeblich warten ließ, dieſer Aus
fall kam dem Verein geſtern abend reichlich zugute. Wir hat-
ten erſt vor mehreren Wochen Gelegenheit, im Kolonialverein
(Rülkes Saal) Herrn Major Langheld zu hören, aber der Schatz
ſeines Wiſſens über Land und Leute in Afrika iſt ein ſo reicher,
daß man immer mehr hören möchte. Jm Kolonialverein mach-
te uns der Herr Vortragende mit den Landſtrichen bekannt,
die uns Mr. Grey und Monſieur Cambon vor etlichen Monaten
am Kongo aufgehalſt haben das Marokko- Abkommen iſt
jetzt perfekt geworden während uns geſtern abend der Herr
Major mit dem Victoriaſee und ſeiner näheren und weiteren
Umgebung bekannt machte. Der See gehört zur Hälfte den
Engländern, denen überhaupt die halbe Welt gehört, zur andern
Hälfte den Deutſchen und iſt ſo groß wie das Königreich Bay-
ern; er liegt im Oſten Afrikas und wurde bis vor wenigen
Jahren nur mit Canoes (ſprich: Canuhs), d. ſ. ausgehöhlte
Baumſtämme, befahren, während man neuerdings es bis auf
elegante Dampfer „mit allen Chikanen der Neuzeit“ gebracht
hat, wie man ſie ſchöner auf dem Rhein und auf den Schweizer
Seen nicht hat. Vielleicht veranſtaltet der Flottenverein ein
mal eine Fahrt dorthin!? Lohnend wäre das ſchon, denn die
Landſchaftsbilder ſind, wie der Herr Vortragende betonte,
wahrhaft entzückend, und er hat doch ſchon ſehr viele geſehen.
Die Allee von Palmen, welch letztere der Herr Vortragende
vor 20 Jahren ſelber gepflanzt hat, ließ auch im Bilde erken-
nen, wie außerordentlich üppig die Vegetation unter den Tro-
pen ſein muß. Der Herr Vortragende führte uns auch im Bilde
vor, wo in Afrika Baumwolle geerntet wird, aber das iſt ja der
Schmerz für uns Deutſche, daß wir jährlich noch immer 600
Millionen an das Ausland für Baumwolle bezahlen müſſen,
und daß noch gar keine Ausſicht beſteht, in den deutſchen Kolo-
nien, wie ſie ſamt und ſonders exiſtieren, ſo viel Baumwolle zu
ernten, daß wir den eigenen Bedarf decken könnten. Noch
nicht einmal einen beſcheidenen Teil davon! Liegt das an den
deutſchen Farmern oder am Klima? Der Herr Vortragende
führte uns zu den Negerſtämmen in der Umgebung des Vic-
toria-Sees, die ganz verſchieden geartet ſind. Einer dieſer
Stämme lebt in wahrhaft paradieſiſcher Einfachheit, wohnt in
ausgedehnten Bananen-Hainen, und wenn der Papa morgens
ſeinen Schlaf beendet hat, ſo beginnt er ſein Tagewerk damit,
daß er in den Bananen-Hain hinausgeht und nachſieht, ob wie-
der Früchte gereift ſind. Die bringt er dann der Mama mit
in die Hütte, und die Banane, deren es verſchiedene Sorten
gibt, gewährt nicht nur reichliche Nahrung, ſondern auch Fa-
ſern für Kleidungsſtücke, ſofern ſolche benötigt werden, denn
viele Leute gehen in Afrika „barfuß bis an den Hals“. Die
Herrſchaften, die am Victoriaſee Bananen ernten, führen alſo
ein ſehr beſchauliches und beneidenswertes Daſein. Der Herr
Vortragende führte uns aber auch zu Negern, die keineswegs
ſo harmlos ſind, wie dieſe Bananen-Pflücker, und die Maſſais
und Wahehe ſind ebenſo kriegeriſch, wie tapfer und grauſam, die
jeden töten, der in ihr Land kommt und nicht zu ihrem Stamme
gehört. Die Jagd auf Nilpferde, Büffel und Elefanten ſchilderte
der Herr Vortragende ebenſo anſchaulich, wie intereſſant, Vor-
trag und Lichtbilder löſten reichen, nachhaltigen Beifall aus,
und wir möchten zum Schluß den Wunſch ausdrücken, den
Herrn Vortragenden bald wieder einmal in Merſeburg begrü-
ßen zu dürfen. Die ausgehängte Karte veranſchaulichte aufs
deutlichſte, welcher Länder-Zwerg Europa und welcher Länder-
Rieſe Afrika iſt, wir haben nun dem Herrn Vortragenden ſchon
in zwei verſchiedene Ländergebiete des Rieſenreiches folgen dür-

fen, und hoffen, daß es uns vergönnt iſt, ihn auf einem dritten
Streifzug zu begleiten.

Als gefunden ſind bei der PolizeiVerwaltung nachfolgende Gegen-
ſtände abgegeben bezw. angemeldet: Eine Schreibgarnitur mit Etui, eine
Halskette, ein Kanarienvogel und ein Muff.

26. Landkag der Provinz Sachſen.
Merſeburg, 13. März.

Präſident von Wartensleben eröffnet die heutige Sitzung.
Zuerſt wird beſprochen die Reglementsänderung der dienſtlichen
Verhältniſſe der Provinzialbeamten.

Landeshauptmann Dr. Frhr. v. Wilmowski führt aus: Nach
den jetzt beſtehenden Beſtimmungen iſt hinſichtlich der vom
Provinziallandtage gewählten Beamten die Erteilung der Ge
nehmigung zur Annahme von Nebenämtern uſw. dem Pro-
vinziallandtage vorbehalten. Es kann hierbei der Fall ein-
treten, daß die Entſcheidung über ein entſprechendes Geſuch
eines ſolchen Beamten erſt nach einem Jahre oder gar noch
ſpäter getroffen wird, wenn der Provinziallandtag erſt nach
zwei Jahren wieder zuſammentritt. Wir empfehlen daher, die
Ermächtigung zur Erteilung einer ſolchen Genehmigung für
alle Provinzialbeamte auf den Provinzialausſchuß zu übertragen
Bei ſämtlichen übrigen preußiſchen Provinzialverwaltungen be-
ſteht dieſe Beſtimmung bereits; bei einigen Provinzen iſt die
Ermächtigung auch zum Teil dem Landeshauptmann erteilt.

Der Antrag wird in erſter und zweiter Leſung angenommen.
Es folgt die Beratung über den Entwurf einer neuen Sat-

zung der Landfeuerſozietät des Herzogtums Sachſen. Abg. v.
Doetinchem de Rande berichtet über die neu vorgelegte Satzung,
die an Stelle des Reglements von 1863 tritt. Die neue Sat-
zung beſchafft größere Bewegungsfreiheit. Die Verſicherungs-
möglichkeit wird auch auf die Waldbeſtände der Mitglieder aus-
gedehnt. Gegen Form und Jnhalt der Satzung wurden von
der Kommiſſion Bedenken nicht erhoben. Die Satzungen werden
angenommen.

Ueber den Neuentwurf der Satzung für die Städte- Feuer
ſozietät der Prov. Sachſen berichtet Abg. Schaumburg. Vom
vorigen Statut weichen ab die Feſtſtellung und Prüfung der
Rechnungen, die nun dem Provinziallandtag überwieſen wer-
den. Sonſt ändert der Entwurf an den bewährten Grund-
lagen der bisherigen Sozietätsverfaſſung im allgemeinen nichts.
Insbeſondere läßt er den Charakter der Sozietät als einer
ſelbſtändigen, aber der Provinzialverwaltung eng angegliederten
Anſtalt unangetaſtet. Aenderungen im einzelnen werden in
dieſer Beziehung nur inſoweit vorgeſchlagen, als ſie vom Ge-
ſetz gefordert werden oder aus anderen ſchwerwiegenden Grün-
den notwendig erſcheinen. Da zu jeder künftigen Aenderung
der Satzung eine Beſchlußfaſſung des Provinziallandtages und
die Genehmigung des Miniſters des Innern gehören, ſo iſt bei
Aufſtellung des Entwurfs im Intereſſe einer größeren Be-
wegungsfreiheit der Verwaltung in erſter Linie der Grundſatz
befolgt worden, in die Satzung nur das Nötigſte aufzunehmen.
Auch iſt überall in dem Entwurfe darauf Bedacht genommen,
daß die bisherige Rechtsſtellung der bei der Sozietät Verſicher
ten durch die neuen Beſtimmungen keine Beeinträchtigung er-
fährt, ein Geſichtspunkt, der übrigens auch bei der demnächſtigen
Feſtſtellung der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen wird
gewürdigt werden müſſen.

Die Satzung werden en bloc angenommen.
Ueber den Entwurf einer neuen Satzung der Magdeburgiſchen

Landfeuerſozietät berichtet Abg. von Pieſchel. Er empfiehlt
die Annahme dieſer neuen Satzungen.

Abg. v. Jagow macht einige Abänderungsvorſchläge. Er
hätte es gern, wenn auch die Magdeb. Landfeuerſozietät ſich
unter die Kontrolle des Landtags geſtellt hätte. Er bedauert,
daß Feuerſozietäten eine von der Provinz losgelöſte Exiſtenz
haben dürfen. Er wendet ſich dann gegen 8 7, 2: Der General-
direktor muß ein inländiſches landtagsfähiges Rittergut beſitzen.
Dieſer Paſſus ſoll nach dem Antrag des Redners geſtrichen
werden. Das „Naturdenkmal eines landtagsfähigen Ritter-
guts“ gehöre hier nicht her. Die Einberufung der Generalver-
ſammlung ſoll den Kreiſen überlaſſen bleiben. Für Reuß und
Schwarzburg genüge nur je ein Vertreter. S 11, 2 beſagt: Die
Kreis-Feuerſozietätsdirektoren ſtehen unmittelbar unter den
Generaldirektoren. Dieſer Punkt müſſe aufgeklärt werden.

Oberpräſident v. Hegel meint, die Bedenken, die Herr v. Ja-
gow gegen die Disziplinargewalt der Direktoren geäußert habe,
ſeien unerheblich. Er wünſcht auch eine Vereinigung der So-
zietäten.

8 7, 2 Zeile 1 u. 2 wird nach dem Antrag Jagow geändert.
Der andere Antrag Jagow wird abgelehnt. Der Antrag Schütze
wird angenommen. Der Landtag ſtimmt den Satzungen im
übrigen zu.

Abg. Doetinchem de Rande berichtet über den JahresAus-
gabe-Etat der Landfeuerſozietät. Ein neuer Titel zur Unter-
ſtützung von Kleinkinderſchulen iſt in den Etat eingeſtellt wor-
den. Der Etat wird angenommen.

Petitionen von Verbänden und Vereinen.
Abg. Baecker berichtet über die Petition des Oberlinvereins

um Gewährung einer Beihilfe zum Bau eines Taubſtummen-
blindenheims in Nowawes. Es fehlen zum Bau noch 198 000
A. Ablehnend verhielt ſich die Rheinprovinz, andere Pro-
vinzen bewilligten Beiträge von 5000—-10 000 A. Der Land-
tagsvorſtand ſchlägt vor, die Eingabe dem Provinzialausſchuß
zur Erwägung zu überweiſen, was beſchloſſen wird.

Der Verband Mitteldeutſcher Verkehrsvereine bittet um Ge-
währung eines Zuſchuſſes. Abg. Baecker berichtet: die Be
ſtrebungen ſeien dieſelben wie die der Bezirksvereine. Bei der
gegenwärtigen Finanzlage ſcheint es bedenklich, dem Geſuch
Folge zu leiſten. Der Provinzialausſchuß allerdings ſchlägt eine
Beihilfe von jährlich 1000 vor. Der Landtagsvorſtand aber
ſchlägt vor, bis auf weiteres ſich ablehnend zu verhalten.

Der Landtag beſchließt, dem Vorſchlag des Landtagsvor-
ſtandes zufolge, Ablehnung der Petition mit geringer Mehrheit.

Abg. Dr. Schmidt berichtet über die Petition des Guttemp-
lerordens um Gewährung eines Zuſchuſſes. Der Landtags
vorſtand bittet, das Geſuch abzulehnen, es aber dem Provin
zialausſchuß zu überweiſen. (Rufe: „Ablehnen!“) Das Geſuch
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Nummer 63. 1912. Merſeburger Kreisblatt nebſt „Jlluſtr Sanntagsblatt“. Freitag, den. 15. März
wird mit großer Mehrheit abgelehnt, ebenſo die Ueberweiſung
an den Provinzialausſchuß.

Weiter berichtet Abg. Dr. Schmidt über die Ausſperrung
der Steinſetzer. Der Landtagsvorſtand iſt der Anſicht, der
Gegenſtand ſei für die Beſprechung im Landtag ungeeignet.
Man geht deshalb zur Tageordnung über.

Abg. Voigtel berichtet über den Etat der, Magdeburgiſchen
Freitiſche für die Rechnungsjahre 1909 und 1910, dem zuge-
ſtimmt wird.

Ueber die Aufſtellung von Grundſätzen zur Verwaltung der
Haackeſchen Stiftung berichtet Abg. Garcke. Der am 28. April
1907 in Berlin verſtorbenen Oekonomiekommiſſarius Ernſt Haa-
cke hat dem Provinzialverbande von Sachſen teſtamentariſch
ein Kapital hinterlaſſen mit der Auflage, daraus eine beſondere
Stiftung zu bilden, den Fonds getrennt von den übrigen Fonds
der Provinz zu verwalten und über ihn getrennt Rechnung
legen zu laſſen. Nach der Beſtimmung des Stifters ſoll der
Zweck des Fonds ſein: Die Förderung und Hebung der Land-
wirtſchaft in der Provinz Sachſen und zwar durch Verbreitung
allgemeiner nützlicher Kenntniſſe ſowohl auf dem Gebiete der
eigentlichen Landwirtſchaft als auf dem der landwirtſchaftlichen
Nebengewerbe und zu dieſem Behufe: Vermehrung der
Gelegenheit zum Unterricht in den Naturwiſſenſchaften, na-
mentlich in der Phyſik und Chemie, der Tier- und Pflanzen-
kunde, und in anderen einſchlagenden Wiſſenſchaften, für ge-
eignete Mitglieder der land wirtſchaftlichen Bevölkerung der
Provinz beſonders der heranwachſenden Jugend. Der Beſtand
iſt unter Hinzurechnung der nicht verwendeten Zinſen am 1.

April 1911 282 478,24 A. Der Zinſenertrag macht z. Zt.
jährlich 9 886,45 A aus. Die land wirtſchaftlichen Winterſchulen
und die ländlichen Haushaltungsſchulen leiſten im allgemeinen
gerade das, was der Stifter erreichen wollte und ſind gerade
für die Bevölkerungskreiſe beſtimmt, denen landwirtſchaftliche
Kenntniſſe vermittelt werden ſollen. Der Zweck der Stiftung
erheiſcht deshalb nicht die Gründung beſonderer Anſtalten, wird
vielmehr erfüllt werden wenn der Beſuch der genannten Schu-
len möglichſt gefördert und auch ſolchen jungen Leuten er-
möglicht wird, welche bei ſonſtiger Eignung aus Mangel an
Mitteln dazu nicht imſtande ſein würden. Die Unterſtellung
dieſer Schulen unter die Aufſicht und Verwaltung der Landwirt-
ſchaftskammer gibt die Gewähr für gute Leiſtungen und die
Vermittlung gediegener Kenntniſſe an die Schüler. Außerdem
würden in Betracht kommen neben der Unterweiſung in den
land wirtſchaftlichen Nebenerwerben, was der Stifter ausdrück-
lich erwähnt hat, die Durchführung von Wiederholungslehr-
gängen an den Winterſchulen, die Förderung des Beſuches von
land wirtſchaftlichen Fortbildungslehrgängen und ähnliche der
Abſicht des Stifters entſprechende Zwecke.

Frhr. v. Wilmowoski weiſt darauf hin, daß das 3. Mitglied
des Verwaltungsrats vom Provinzialausſchuß gewählt würde.

Abg. Ludewig bezweifelt die Klarheit der Faſſung des 8 1
der Grundſätze.

Frhr. v. Wilmowski weiſt darauf hin, daß es die Worte des
Teſtaments ſeien, was Abg. Ludewig beſtreitet. Frhr. von
Wilmowsfi bringt darauf den geſamten Paſſus des Teſtaments
der ſich hierauf bezieht, zur Verleſung. Der Abänderungs-
antrag Ludewig wird abgelehnt und die vorliegende Faſſung
der Grundſätze angenommen.

Hochwafferſchäden.

Abg. v. Alvensleben berichtet über die Vorlage betr. Hoch-
waſſerſchäden des Jahres 1909 in der Altmark. Der Wiſche-
deichverband hat am 25. Auguſt 1910 den Empfang des Be-
trages von 150 000 A als zinsfreies Darlehn anerkannt und
ſich verpflichtet, das Darlehn am 15. Auguſt 1913 an die Kgl.
Preußiſche Staatskaſſe in einer Summe zurückzuzahlen, ſofern
bis dahin nicht eine anderweite Regelung der Angelegenheit
erfolgt ſein ſollte. Die Herren Miniſter des Jnnern, der Fi-
nanzen und für Landwirtſchaft erwarten nun, daß die Provinz
ſich an dieſer Darlehnsaktion nachträglich mit 20 Prozent, d. ſ.
30 000 A, beiteilige. Dabei hat die Königliche Staatsregie-
rung durchblicken laſſen, daß die Beteiligung oder die Nichtbe-
teiligung maßgebend ſein würde für die Entſchließungen der
Regierung wegen Hilfegewährung in künftigen Notfällen. Dem
Provinziallandtage wird deshalb empfohlen, auch an dieſer
Hilfsaktion teilzunehmen und den Betrag von 30 000 M zur
Auszahlung an die Kgl. Staatskaſſe aus bereiten Mitteln zur
Verfügung zu ſtellen, wogegen der Königlich Preußiſche Fiskus
ſeine Rechte gegen den Wiſchedeichverband aus dem Darlehns-
anerkenntnis vom 25. Auguſt 1910 hinſichtlich dieſes Teilbe-
trages von 30 000 A dem Provinzialverband von Sachſen zu
übertragen haben wird.

Der Antrag wird angenommen.
Herr v. Alvensleben berichtet weiter über die Vorlage betr.

Hochwaſſerſchäden des Jahres 1909 im Kreiſe Grafſchaft Ho
henſtein. Der Kreis Grafſchaft Hohenſtein hat beantragt, ihm,
wie es bei dem Kreiſe Oſterburg aus gleichem Anlaß geſchehen
iſt, an Stelle des Darlehns eine unentgeltliche Beihilfe zu ge
währen, und zwar ſeitens des Staates und der Provinz in Höhe
von je 8 der tatſächlich entſtandenen Koſten in Höhe von
114 168 mit je 38 056 A. Wenn dem entſprochen würde,
müßte alſo das Darlehn von 19 575 AA in ein Geſchenk umge-
wandelt und außerdem noch ein Betrag von 38 056 weniger
19 575 gleich 18 481 A durch Einſtellung in den Haushalts-
plan aufgebracht und unentgeltlich hingegeben werden. Es
wird beantragt, der Provinziallandtag wolle unter Ablehnung
des weitergehenden Antrages des Kreiſes Grafſchaft Hohenſtein
beſchließen, daß von der Rückförderung des aus Anlaß der
Hochwaſſerſchäden des Jahres 1909 dem Kreiſe gegebenen Dar-
lehns von 19 575 A. Abſtand genommen wird; hierbei wird
vorausgeſetzt, daß der Staat von ſeinem aus gleichem Anlaß
gegebenen Darlehn dem Kreiſe wenigſtens die gleiche Summe

erläßt.
Der Antrag wird angenommen.
Landesrat Bothe berichtet über den Nachtrag zum Reglement

für die Hebammenlehranſtalten. Es wird beſchloſſen, dem betr.
Paragraphen des Reglements folgende Faſſung zu geben: „Die
Ausbildung erfolgt unter Zugrundelegung des ſtaatlichen He

bammenlehrbuchs in Lehrgängen von 9monatiger Dauer, deren
Beginn vom Landeshauptmann beſtimmt wird.“
Ueber Unwetterſchäden, bezw. die Bitte eines Zuſchuſſes be-

richtet Landesrat Hoefer: Zur Erleichterung der durch dieſe
Schäden verurſachten Notlage ſind vom Landrat und Regier-
ungspräſidenten Beihilfen aus öffentlichen Mitteln beantragt
worden, und zwar zur Unterſtützung leiſtungsſchwacher Pri-
vatperſonen und Gemeinden, während der Kreis eine Unter-
ſtützung nicht erhalten ſoll, vielmehr ſeinerſeits zur Unterſtüt-
zung von Privatperſonen 30 000 A aufgewendet hat. Für
denſelben Zweck ſind von Vereinen und aus Sammlungen
34 619 A eingegangen, ſo daß die ungedeckten Schäden der
Privatperſonen ſich auf 279 569——(30 00 34 619) 214 950
M belaufen, wovon auf leiſtungsfähige Perſonen 115 567 M
entfallen, ſo daß für eine etwaige Unterſtützung ein Schaden
von rund 100 000 M in Betracht zu ziehen iſt; dazu treten
die Schäden an Gemeindeeigentum in Höhe von 47 923 A.

Es wird beantragt, der Provinziallandtag wolle genehmigen:
daß dem Mansfelder Seekreiſe zur Weitergabe an die oben
aufgeführten, vom Unwetter am 14. und 15. Juli 1910 ge-
ſchädigten Gemeinden und Privatperſonen ein nach 3 Freijahren
in 5 gleichen Jahresraten zurückzahlbares zinsloſes Darlehen
in Höhe bis zu 12 833 M aus bereiten Mitteln des Provinzial-
verbandes gegeben werde unter der bereits zugeſagten Vor
ausſetzung, daß der Staat wenigſtens den doppelten Betrag
unter nicht ſchwereren Bedingungen zur Verfügung ſtellt, und
daß endlich bei der Rückzahlung dem Kreiſe ein Kapitalnach-
laß von 15 Prozent gewährt wird, zu deſſen Deckung ein ent-

wender Betrag in den nächſten Haushaltsplan einzuſtellen
iſt.

Der Antrag wird in erſter und zweiter Beratung ange-
nommen.

Abg. Schaumburg berichtet: Das von dem 25. Provinzial-
landtage beſchloſſene Reglement für die Ruhegehaltskaſſe der
Kommunalverbände der Provinz Sachſen iſt von den Herrn
Miniſtern nur mit der Maßgabe genehmigt, daß die im 8 25
Abſatz 2 für den Provinzialausſchuß vorgeſehene Kündigungs-
befugnis auf den Fall der Nichterfüllung der ſatzungsmäßigen
Verpflichtungen ſeitens der betreffenden Körperſchaft beſchränkt
wird. Er ſtellt den Antrag: Der Provinziallandtag wolle von
dieſer Einſchränkung Kenntnis nehmen und ihr zuſtimmen.
Der Antrag wird angenommen.

Die Vorlage, betreffend Erhebung von Erſatzanſprüchen der
land wirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft gegen 2 Betriebsunter-
nehmer wird ebenfalls angenommen und beſchloſſen, von der
Einziehung der entſtandenen und noch entſtehenden Koſten
nicht abzuſehen und den Landeshauptmann zu ermächtigen,
zwecks Einziehung der Koſten im Prozeßwege vorzugehen.

Ebenſo wird ein Antrag auf Aenderung für die Ueberſchrif-
ten der Reglements der Anſtalten angenommen.

Bei der Erſatzwahl für ein Mitglied der Provinzialvertretung
zur Mitwirkung bei den Geſchäften der Rentenbank wird Ma-
jor Placke gewählt.

Luftſchiffahrk.
Paris, 13. März. Auf dem Flugplatz von Pau verunglückte heute vor

mittag der franzöſiſche Militäraviatiker Leutnant Sevelle. Der junge
Offizier, der vor einem Monat erſt der Militärfliegerſchule in Pau zu
geteilt worden und ein ſehr tüchtiger Flieger war, führte gegen neun
Uhr einen Uebungsflug aus. Er war bereits zwei Stunden gepflogen,
als er einen Gleitabſtieg unternahm. Der Apparat kippte vornüber
und zerſchellte nach einem raſchen und ſteilen Abſturz am Boden. Leut-
nant Sevelle, der erſt 26 Jahre alt war, gehörte einem afrikaniſchen
Jägerregiment an.

Zuſammenſtoß in den Lüften.
Berlin, 13. März. Zum erſten Male in Deutſchland hat

ſich auf dem Flugplatz Johannisthal der Fall ereignet, daß zwei
Fluzeuge i nder Luft zuſammenſtießen. Der Anprall war ſo
ſtark, daß beide Piloten, die je einen Eindecker ſteuerten, aus
einer Höhe von 5 Metern herabſtürzten. Der Flugſchüler Ba-
dowski trug bei dem Sturz einen Bruch des rechten Armes,
ſowie Bein- und Kopfverletzungen davon.

Kleines Feuillekon.
Ein Hundertkjähriger. Der Berliner Schloſſermeiſter Wil-

helm Fritſch feiert in den nächſten Tagen ſeinen 100. Geburts-
tag. Fritſch macht noch alle Wege zu Fuß und bedient ſich nur
beim Leſen einer Brille. Er iſt geiſtig völlig friſch und ſieht
aus wie ein Siebzigjähriger. Er dichtet ſogar noch und hat
einem Neugierigen, der ihn nach ſeinen Konſervierungsmitteln
fragte, folgendes Verslein mit auf den Weg gegeben: Rede
wenig, rede wahr, Jß und trink, bezahle bar, Fürchte
Gott und ſei verſchwiegen, Was nicht dein iſt, das laß liegen
Se in dieſer ſchönen Welt Die Geſundheit und das

eld!

Ausbau des Forkbildungsſchulweſens.
Nach der am 1. April d. J. in Kraft tretenden Gewerbeord-

nungsnovelle vom 27. Dezember 1911 werden die Beſtimmun-
gen auf dem Gebiete des Fortbildungsſchulweſens in mehreren
Punkten erweitert. Einmal iſt die Ermächtigung der Gemeinden
und weiteren Kommunalverbände, die männlichen Arbeiter
unter 18 Jahren und die weiblichen Handlungsgehifen und
elehrlinge unter 18 Jahren durch ſtatutariſche Beſtimmung zum
Beſuch einer Fortbildungsſchule zu verpflichten, auf alle der
Gewerbeordnung unterſtehende weibliche Arbeiter unter 18 Jah-
ren ausgedehnt. Weiter erſtreckt ſich die durch ſtatutariſche
Beſtimmung eingeführte Fortbildungsſchulpflicht der jugend-
lichen Arbeiter auch auf die Zeit ihrer Arbeitsloſigkeit. Vor
Erreichung der ſtatutariſch dafür feſtgeſetzten oberen Alters-
grenze erliſcht alſo die Fortbildungsſchulpflicht nicht mit dem
Ausſcheiden aus dem gewerblichen Arbeitsverhältnis, ſondern
nur mit dem Eintritt in eine nicht unter die Beſtimmungen
der Gewerbeordnung fallende Beſchäftigung, z. B. als häus-
licher Dienſtbote.

Schließlich kann, wenn eine Gemeinde oder ein weiterer Kom-
munalverband ungeachtet einer von der höheren Verwaltungs-
behörde auf Antrag beteiligter Arbeitgeber oder Arbeiter an

Fortbildungsſchulpflicht für die gewerblichen Arbeiter unter 18
Jahren nicht durch Statut einführt, die höhere Verwaltungs-
behörde dieſe Pflicht durch Anordnung einführen.

Höhere Verwaltungsbehörde iſt in dieſem Falle der Regier-
ungspräſident, für Berlin der Oberpräſident. Auf dieſe Neu-
erungen macht der Miniſter für Handel und Gewerbe in einem
Erlaß die Regierungspräſidenten aufmerkſam und fügt im
Hinblick auf die letztere hinzu: Die vorlingende Beſtimmung
bietet die Handhabe, das Fortbildungsſchulweſen auch da zu
fördern, wo bisher ein ſelbſtändiges Vorgehen der Gemeinden
und weiterer Kommunalverbände aus irgendwelchen Gründen
nicht zu erreichen war. Mit ihrer Hilfe iſt nunmehr zunächſt
in den Gemeinden mit 10 000 oder mehr Einwohnern im Ver-
waltungsweg auf die gleichmäßige Durchführung der Fortbil-
dungsſchulpflicht für alle Gruppen der männlichen gewerblichen
Arbeiter hinzuwirken, ſei es, daß Pflichtfortbildungsſchulen er
richtet werden, wo ſolche noch nicht beſtehen, ſei es, daß die
Schulpflicht auf Gruppen von gewerblichen Arbeitern ausgedehnt
wird, die vom Staat bisher freigelaſſen waren.

Beſonders gilt dies von den Fabrikarbeitern und den unge-
lernten Arbeitern. Auch kleineren Gemeinden gegenüber iſt
von der Beſtimmung Gebrauch zu machen, wo die Beeinträch-
tigung des Beſuchs einer Pfichtfortbildungsſchule dadurch einge
treten oder zu erwarten iſt, daß die Schulpflichtigen in einer
nahe gelegenen Gemeinde Arbeit nehmen, in der ſie nicht fort
bildungsſchulpflichtig ſind. Für das Vorgehen der Behörden iſt
folgendes zu beachten: Unter allen Umſtänden iſt der Verſuch
zu machen, mit der beteiligten Gemeinde uſw. im Wege der
Verhandlung zum Einvernehmen zu gelangen, bevor von der
durch S 120 Abſ, 4 gewährten Befugnis Gebrauch gemacht
wird.

Sodann iſt auf die Finanzlage der Gemeinde uſw. ange-
meſſene Rückſicht zu nehmen, namentlich auch zu prüfen, wie
weit etwa das Bedürfnis zur Gewährung eines Staatszuſchuſ
ſes vorliegt und, ſofern ihnen die Mittel dazu nicht zur Ver
fügung ſtehen, meine Entſcheidung darüber einzuholen. Ge
gebenenfalls iſt für den Erlaß der Anordnung das Normal-
ſtatut als Anhalt zu nehmen und in der Regel zu beſtimmen,
daß die Schulpflicht jahrgangsweiſe eingeführt wird. Die im
s 120 Abſ. 4 vorgeſehene Aufforderung ſetzt einen Antrag be-
teiligter Arbeitgeber oder Arbeiter voraus. An ſolchen An
trägen wird es vorausſichtlich nicht fehlen, da die Einſicht in
den Wert eines geordneten Fortbildungsſchulbeſuchs ſich immer
mehr verbreitet. Selbſtverſtändlich iſt die Anknüpfung der
Verhandlungen mit den Gemeinden uſw. über den Ausbau
des Fortbildungsſchulweſens von derartigen Anträgen nicht ab
hängig, ſondern wird nach Jhrem pflichtmäßigen Ermeſſen zu
erfolgen haben.

Vermiſchtes.
Weißenfels, 13. März. Die Veruntreuungen des Paſtors Mohr in

Webau belaufen ſich, wie die amtliche Unterſuchung ergeben hat, auf
101 300 Er hat im Laufe von 10 Jahren das auf 3,5prozentige
Staatsſchuldſcheine angelegte Geld in 13 Raten abgehoben, und, wie
man annimmt, zu Spekulationszwecken gebraucht. Er hat die erforder-
lichen Unterſchriften des Rendanten gefälſcht. Von ſeinem Aufenthalte
hat man noch keine Spur.Weißenſee i. Th., 13. März. Ein ſchreckliches Familiendrama hat ſich
geſtern im benachbarten Günſtedt abgeſpielt. Wie von dort gemedlet
wird, warf die 42jährige Ehefrau des Fuhrwerksbeſitzers Ed. Rothe,
Mutter von 6 Kindern, drei derſelben in die Lache, worauf ſie ſelbſt
in das Waſſer ſprang. Ein Knabe von 4 Jahren konnte noch gerettet
werden, dagegen ſind zwei Kinder und die Mutter ertrunken. Von den
drei Leichen ſind zwei geborgen. Ein viertes Kind, das die Frau eben-
falls ins Waſſer werfen wollte, konnte ſich den Armen der Mutter im letz-
ten Augenblicke noch entwinden.

Coswig, 13. März. Jm benachbarten Dorfe Zieko hielt der Schieß-
verein „Askania“ ein Schießen ab, bei dem der 20jährige Landwirts-
ſohn Friedrich Lehmann die Trefer auf der Scheibe anzeigte. Als er
aus der Deckung hervorſah, wurde er durch einen im gleichen Augen
blicke abgegebenen Schuß in den Kopf getroffen und auf der Stelle ge
tötet.

Krakau, 13. März. Wie aus Czenſtochau gemeldet wird, beſtätigt
ſich die Nachricht von der Flucht des wegen Mordes verurteilten Prie-
ſters Macoch nicht. Macoch hat allerdings die Flucht geplant, doch iſt
der Verſuch rechtzeitig entdeckt worden.

Wien, 13. März. Unweit Trzbinje (Galizien) ſtieß eine Rangier-
lokomotive gegen einen mit Auswanderern gefüllten Zug. Beide Lo
komotiven und mehrere Waggons wurden zertrümmert. Soweit bisher
feſtgeſtellt iſt, ſind 7 Perſonen getötet, 15 ſchwer und 40 leichter ver
letzt worden. Außerdem befinden ſich 128 Perſonen in ärztlicher Be
handlung, 20 davon ſied ſehr ſchwer verletzt. Die Strecke lag zur Zeit
der Kataſtrophe, 4 Uhr 20 Min. früh, noch völlig im Dunkeln, und es
iſt nur der Geiſtesgegenwart eines Kondukteurs zu danken, daß nicht
noch ein weit größeres Unglück geſchehen iſt, denn wenige Minuten
ſpäter mußte der KrakauWiener Schnellzug die Strecke paſſieren. Der
pflichtreue Beamte lief dem Schnellzuge mit einer brennenden Laterne
ſchriend entgegen, und ſo gelang es, den Zug kurz vor der Unglücksſtätte
zum Stehen zu bringen. Der verunglückte Zug führte ca. 800 Auswan-
derer, meiſt rutheniſche Sachſengänger, mit ſich. Die Urſache der Kata-
ſtrophe ſoll ſein, daß für den großen Auswandererverkehr auf dieſer
Strecke viel zu wenig Ausweichgleiſe geſchaffen wurden, außerdem ſoll
auf der Lokomotive im entſcheidenden Moment ein Hebel verſagt haben.
Ein Güterzug einer Zuckerraffinerie war die Urſache der Kataſtrophe
Er fuhr in den Arbeiterzug hinein. Der Materialſchaden wird auf
200 000 Kronen geſchätzt.

Bukareſt, 13. März. Der früher in Dresden wohnhafte, aber nach
Verübung verſchiedener Betrügereien vor längerer Zeit flüchtig gewor-
dene Major a. D. Heinrich Waldemar Weigel ſoll auf Grund eines von
der Dresdener Staatsanwaltſchaft erlaſſenen Steckbriefes in Bukareſt
verhaftet worden ſein. Bei den Dresdener Behörden liegt zwar noch
keine Beſtätigung dieſer Meldung vor, doch dürfte ſie zutreffen.

Köln, 13. März. Auf die Ermittelung des Fürſt Hatzfeldtſchen Kam-
merdirektors v. Both wurde eine Belohnung von 1000 M ausgeſetzt.
Die Unterſchlagungen betrugen, wie jetzt feſtſteht, 538 000 A. Die mit
ihm flüchtige Hausdame Türffs iſt der Hehlerei für verdächtig erklärt
worden.

Genug, 13. März. Als ein Bankier ſeine Wohnung verließ, um
ſein Geſchäft aufzuſuchen, ſtreckten ihn zwei Banditen durch Revover-
ſchüſſe nieder. Der Leiche wurden 20000 Lire geraubt. Ein junges
Mädchen, das durch die Schüſſe herbeigelockt war, wurde durch einen
Schuß ſchwer verwundet. Die Mörder entkamen.

Tobolsk, 13. März. Jm Bezirk Jſchim wurden weitere 34 Leichen
von Leuten, die den letzten Schneeſtürmen zum Opfer gefallen ſind, auf-
gefunden.

lausendfach hewanrre
Nahrung bei:

Brerhourchfait,
e AKindarnahrung Diar rhöse,

Krankenkost. Darmkätarrh, etſie erlaſſenen Aufforderung innerhalb der geſetzten Friſt die
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Nummer 63. 1912. Merſeburger Kreisblatt nebſt „Jlluſtr. Sonntagsblatt“. Freitag, den 15. März.

Bankhaus Friedrich Schultze
Merſeburg.

Gegründet I862.
An und Verkauf von Wertpapieren,

Aufbewahrung, Verwaltung und Beleihung derſelben.
Diskontierung guter Wechſel.

Konto-Korrent-
Depoſiten und ScheckVerkehr,
Verzinſung vom Tage der Einzahlung bis zum Tage

der Abhebung bei kulanteften Bedingungen.
Vermietung von Schrankfächern in feuer und diebes-

ſicherer Treſoranlage.
Koſtenfreie Einlöſung aller Kupons und

Dividendeunſcheine.

353)

Die am I. April 1912 fälligen

Zünsscheine
lösen wir schon jetzt spesenfrei an unseren Kassen ein.

Mitteldeutsche Privat-Bank,
Aktiengesellschaft

Zweigniederlassung Merseburg.

Kehtung! Kehtung!
Dampf-Karussel.

Große Volksbeluſtigung auf dem Nulandts-
platz. Vom Sonntag, den 10. März bis einſchliefz-
lich 17. März.

Es ladet ergebenſt ein
Morgenroth, Hamburg.

Kohlenſaure Bäder
mit neuem pat. Kpparat hergeſtellt.

Sauerſtoffbäder (Ozet)

Thiopinolſchwefelbäder

W. Schmiedeberger Roorbäder, Buſſ.ir.-röm. Bäder.
W V Gute Heilerfolge bei Bheuma, Gicht, Kerven, Herz und

Bdernerkrankungen.

Kragen Sie Ihren Hansatzt.

erseburg
5 Johannisstr. 10

Tel. Nr. 245. J

eleganter

Herren- Kleidung
nach Maß.

Heu
eingeführt

Meine diesjährige Muſterkollektion bietet
eine reiche Auswahl moderner Neuheiten
deutſcher und engliſcher Stoffe, welche
nach Verarbeitung unter der Leitung
erſtklaſſiger Zuſchneider durch ihren ele-
ganten Sitz und geſchmackvolle Aus-
führung einen Maßgegenſtand bilden,
welcher buchſtäblich eine Empfehlung iſt.
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e Barbaroſſa's Erwachen
findet ſtatt am

Caſiuvo eine

Gegründet 1856. Grosse Härkerstrasse 4.
Gebr. Kroppenstäcdit alle a. S.,

Telefon 2573.

Erste Wabrik für moderne Rraut-Ausstattungen.

Rochmoderne Siche-Schlafzimmer
1 Eiche f. Schrank 3tlg. mit

Intarsien und Spiegel.
2 dto. Bettstellen.

LFeder-Matratzen.

2 Nachtspinde.
2 Stühle.

S

Dasselbe Zimmer in

dasselbe zu nachstehend billigem Preise von nur M. 477, in prima Arbeit und Qualität frei dort.
1 Waschkommode mit Spiegel.

Ein nener Schlager in Preis und Gediegenheit, ein neuer Beweis unseres Wollens und Könnens ist dieses

mit 2 lIntarsien und offerieren wir

1 Handtuchhalter.
einer Imitation in Eiche, Ahorn, Satin oder amerikanischem Nussbaum nur M. 354.

Jahresbeitrag nur 2 Mark! Anskunft erteilt der Vorſtand.
Die Geſamtkoſten betragen z. Zt. bei Einäſcherung in Leipzig ein-

ſchließlich Sarg, Ueberführung und aller Beſorgungen etwa 150 Mark.
Sie verringern ſich auf etwa 120 Mark durch eine Beitragsleiſtung des
Vereins, die z. Zt. die Koſten der Ueberführung nach Leipzig deckt. (128

Die Mitgliedſchaft verpflichtet nicht, ſich feuerbeſtatten zu laſſen.

Ausſchufz zur Gründung eines
Veteranen-Hilfsvereins in Merſeburg.

Die Aufführung des Hottenroth'ſchen Feſtſpieles

Freitag, den 22. März d. Js., 8 Uhr abends im Tivoli,
Sonutag, den 24. März d Js., 8 Uhr abends im Caſino.

Einlaſzkarten Sperrſitz zu 1,25 Mk, 1. Platz (naummeriert) zu
75 Pfg. ſind in der Buchhandlung von Fr. Stollberg, ferner 1. Platz

(nummeriert) zu 75 Pfg. und 2. Platz zu 50 Pfg. bei J. G. Knauth u.
Sohn, Entenplan 2 zu haben.

An der Abendkaſſe Sperrſitz 1,50 Mk., 1. Platz 1,00 Mk., 2. Platz
60 Pfg.

Ferner findet am Sonntag, den 24. März, 32

2

Uhr nachm. im

e Schülervorſtellung S
ſtatt, für welche die Einlaßkarten 1. Platz 50 Pfg, 2. Platz 30 Pfg. bei J.

G. Knauth u. Sohn zu haben ſind.
der Kaſſe

BADELSIEß

G. Winkler.
Zimmermeiſter.

Erwachſene zahlen volle Prei e an
(Kein Vorverkauf

Es wird gebeten, die Einlaßkarten möglichſt im Vorverkauf zu löſen.
Sie gelten nur für den Tag, für den ſie gelöſt ſind.

Kgl. Süchse. Elsen-, Moor- u. Mineralhad mit berühmter Glauber-
salzquello. Mediko-mechan. institut, Emanatorium, Einrichtungen
für Hydrotherapie ete. Grobes Lufthad mit Schwimmteichen.
500 M. u. d. Meer, gegen Windo gesehützt. Inmitten ausgedehnter Waldangen u.Parkanlagen, Linie eiprig Kger. Besueherzahl ständig wachsend; 1911: 16788,
Saison: T. Mai bis 30. Septembder, dann Wiaterbetrieb. 16 Aerrte, 2 Aerztinnen,

Elster hat hervorragende Erfolge
bei Frauenkrankheiten, allgem. Schwächezuständen, Blatarmut, Blelchsucht,
Herzleiden (Terrainkxuren), Krkrankungen der Verdauungsorgane (Verstopfung,
der Nioren und der Lebder), Fettlelbigkelt, Gicht und Rheumatismus, Nervenleiden,

Lüähmungen, Exsudaten zur Nacohbehandlung von Verletzungen
Prospokte u. Wohnungsverzeiohnis posttrei dureh die Kgl. Badedirektion.
Versand von Tafel u. Heilwasseor duroh die Mohren Apotheke, Dresden

Herrſchaftl. Vohnungſeich das Bureau von Entenplan 9 nach

per 1. Juli od. ſpäter zu vermieten.
Lanchſtedterſtraße 5

verlegt habe.

Oskar Stecknen,
Agent der Gothaer

Feuerversicherungs-
bank A. G.

Geſucht werden 4000 II. Hypo-
thek vor 3 Jahren neu erbautes

Wohnhaus
mit Laden und Hinterhaus, Feuer-
verſ. 44 000 Mk., J. Sparkaſſenhypo-

thek 20.000 Mk. (555
Otto Oberländer,

Stadttheater in Iaſſe.
Freitag, 15. März, abds. 7 Uhr

Merseburg. Zuteubeh ihe,Be

Maria Magdalena.

Bestellungen bald erbeten. Kataloge franko. (536
Verein für Feuerhekattung für Merſeburg Reparaturen

und Umgegend. (Eingetragener Verein). et
werden fachgemäß ausgeführt bei

Oskar Baar,
Entenplan 9.

H. Schnee Nachfi.
Erstklassiges Spezialgeschäft für
Strumpfwaren und Tricotagen.
Halle a. S., Gr. Steinſtr. 84.

Tätowierungen,
Warzen, Leberflecke,

Hühneraugen
entfernt garant. ohne Aetzen oder
Schneiden (Durch elektr., geſetzl.
geſch. Verf.)

Alf Kluge,Friſeur, Bahnhofſtr. 10.

Leichte Hausarbeit
erh. Frauen u. Mädch. d. ganze Jahr
hindurch. Ausk. erteilt Paul Krauſe
Leipzig, Grimm. Steinweg 22.

Obſtgarten
mit Bauſtelle an der Sedanſtraße
zu verkaufen.

C. Günther jr.,
Maurermeiſter.

Ortskrankenkaſſe der

Zimmerer zu Merſeburg.
Generalverſammlung,

Sonnabend, den 23. März, abends
8 Uhr, in Götzes Reſtaurant.

Tagesordnung
1. Rechnungslegung.
2. Verſchiedenes.

564) Der Vorſtand
Ortskrankenkaſſe der Bäſker.

Dienſtag, den 26. März, nachmittags
5 Uhr, im Reſt. zur guten Quelle
Generalverſammlung.
1. Rechnungslegung 1911.
2. Bericht der Reviſoren.
3. Statutenänderung.

4. Verſchiedenes. (566
Der Vorstand.
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